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Abkiirzungsverzeichnis

GDK Schweizerische Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen
und -direktoren

BFS Bundesamt fur Statistik

ALV Arbeitslosenversicherung

v Invalidenversicherung

EDI Eidgendssisches Departement des Inneren

KVG Bundesgesetz Uber die Krankenversicherungen

CDSs Conférence suisse des directrices et directeurs cantonaux de la santé

OFS Office fédéral de la statistique

AC assurance-chdmage

Al Assurance-invalidité

DFI Département fédéral de I'intérieur

LAMal Loi fédérale sur I'assurance-maladie
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Arzte und Pflegepersonal

Weil die Kosten im Spitex-Bereich seit dem Inkrafttreten des neuen KVG zum Teil
unkontrolliert zugenommen haben, drangten die Krankenkassen und deren Vertreter im
Parlament auf eine Beschréankung der Hochstlimite fir den Bezug dieser Leistungen.
Der Bundesrat schloss sich dieser Sichtweise an und nahm eine Verordnungsanderung
vor, mit welcher pro Patient und Quartal ein maximales Zeitbudget von 60 Stunden
festgesetzt wird. Ist dieses aufgebraucht, muss in Zusammenarbeit von Arzt, Spitex-
Organisation und Krankenversicherung neu abgeklart werden, ob sich die
Pflegemassnahme noch aufdrangt. Mit diesem Entscheid kam der Bundesrat einer
vorlaufig unterstitzten parlamentarischen Initiative des designierten
Verwaltungsratsprésidenten der Krankenkasse Visana, Nationalrat Rychen (svp, BE),
entgegen, der ebenfalls eine Beschrankung auf 60 Stunden pro Quartal verlangte, eine
Weiterfahrung aber nur in Hartefallen zulassen sowie - analog zu den Pflegeheimen -
auch flr die Spitex eine Klassifizierung der Pflegebedirftigkeit einfihren wollte (Pa.lv.
97.402). Dieser letzten Forderung trug der Bundesrat insofern Rechnung, als er per
1998 den Kantonen Hoéchstansatze fur Spitex-Leistungen je nach Pflegebedurftigkeit
und Umfeld der Patientinnen und Patienten empfahl (30 bis 65 Fr. pro Stunde). Damit
soll den zum Teil exorbitanten Rechnungen gewinnorientierter Spitex-Anbieter der
Riegel geschoben werden. Nicht folgen mochte der Bundesrat der Forderung des
Initianten, auch Chronischkranke und Langzeitpatienten dem Zeitbudget zu
unterstellen; ihnen sollen nach Ansicht des Bundesrates aus dieser Massnahme keine
Nachteile erwachsen. '

Der Bundesrat liess sich aber nicht mehr umstimmen. Am 3. Juli erliess er mit einer
entsprechende Verordnung den dreijahrigen Zulassungsstopp, der umgehend in Kraft
trat. Wahrend drei Jahren st es den Kantonen untersagt, zuséatzlichen
Leistungserbringern eine Praxisbewilligung zu erteilen. Als Referenzgrdsse, die nicht
mehr Uberschritten werden darf, wurde der Stand per 1. Januar 2002 deklariert. Zu
diesem Zeitpunkt praktizierten rund 14'500 Arztinnen und Arzte in einer freien Praxis.
Die Verordnung wurde flexibel formuliert und sieht die Méglichkeit von Ausnahmen zum
Ausgleich regionaler Unterschiede vor, um insbesondere in landlichen Gebieten und bei
den Allgemeinpraktikern keine Unterversorgung entstehen zu lassen. Als weitere
Kostenbremse verstarkte der Bundesrat das Verfahren zur Uberpriifung von
unangemessen erbrachten arztlichen Leistungen. Fachleute schatzen den Anteil solcher
Behandlungen auf Gber 30%. Vor sieben erwiesenermassen zu oft veranlassten
medizinischen Massnahmen muss klnftig die Zweitmeinung des Vertrauensarztes des
Versicherers und dessen Bewilligung eingeholt werden. ?

Sozialversicherungen
Krankenversicherung

Trotz heftiger Proteste der Arzte senkte der Bundesrat auf Mitte Jahr die Labortarife.
Damit sollen jahrlich CHF 200 Mio. eingespart werden. Die Arzteverbindung FMH
wehrte sich gegen die Senkung und warnte vor einschneidenden Folgen fur die
Patienten. Das geltende Tarifmodell war seit 1994 nicht mehr angepasst worden, obwohl
heute dank technischem Fortschritt Analysen automatisiert und damit kostenglnstiger
durchgefuhrt werden kénnen. Die Schweizer Labortarife waren zudem massiv hoher als
im umliegenden Ausland. Diese Sparmassnahme sorgte nicht nur bei den Arzten fiir
sehr viel Widerstand, sondern auch bei Gesundheitspolitikern aus verschiedenen
Lagern. Neben den Hausarzten forderten auch die Patienten den Bund auf, die
Labortarife nicht zu senken. Ein Arztestreik in den Kantonen Waadt und Genf gegen die
hoheren Labortarife war ausserdem gut befolgt worden. Wenig spater folgte ein
landesweiter Arzteprotest, bei dem viele Hausarzte ihre Praxen fiir einige Stunden
schlossen und zu Manifestationen in die Kantonshauptstadte zogen. *
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Zwischen Marz und Juni 2017 fihrte das EDI eine Vernehmlassung zur Revision des
Tarmed im Bereich der ambulanten érztlichen Leistungen durch. Da sich die
Tarifpartner nicht auf eine gemeinsame Tarifstruktur einigen konnten, soll der Tarmed
in diesem Bereich zudem per 1. Januar 2018 als gesamtschweizerisch einheitliche
Tarifstruktur fur arztliche Leistungen festgelegt werden. Auch im Bereich der
physiotherapeutischen Leistungen muss der Bundesrat mangels vereinbarter
einheitlicher Strukturen die Einzelleistungstarifstruktur festlegen. Zur vorgeschlagenen
Loésung gingen in der Vernehmlassung 980 Stellungnahmen ein. Neben den
hauptsachlich auf die Stellungnahme der GDK verweisenden Kantonen meldeten sich
auch die grossen nationalen Parteien, Wirtschafts-, Versicherer- und
Konsumentenverbéande, Patientenorganisationen, Arztegesellschaften und
-vereinigungen sowie rund 700 einzelne Leistungserbringerinnen und -erbringer zu
Wort. Unbestritten war der Revisionsbedarf des Tarmed, so dass Kantone, Parteien und
Versicherer die vorgeschlagenen Anderungen grosstenteils beflirworteten. Die
Patientenorganisationen beflirchteten jedoch insbesondere Kostenverschiebungen zur
IV oder zur ALV sowie Leistungsverschiebungen vom ambulanten zum stationéaren
Bereich. Die Arztegesellschaften und Spitdler kritisierten die ungenlgende
Kostendeckung, welche eine wirtschaftliche Praxisfihrung in Frage stelle. So wilrden
bereits heute gewisse Kosten nicht mehr durch den Tarmed gedeckt und die Revision
verstarke dies zusatzlich. Besonders stark von den Anderungen betroffen seien zudem
die vulnerabelsten Patientinnen und Patienten sowie ihre Leistungserbringer. *

Im August 2017 gab der Bundesrat bekannt, dass er von seiner subsididren Kompetenz
Gebrauch machen und die Einzelleistungstarifstruktur Tarmed anpassen werde. Dies
war nach 2014 zum zweiten Mal notig geworden, weil sich Leistungserbringer und
Versicherer nicht auf einen gemeinsamen Tarif hatten einigen kénnen und somit fur das
Jahr 2018 keine Tarifstruktur mehr vorgelegen hatte. Die Anderungen der Verordnung
zum Tarmed sahen vor, die ,Vergitungen der verschiedenen Leistungen in
angemessene Relation zu stellen™. Dazu sollten einerseits die Leistungsvergitungen
bestimmter Tarifpositionen geandert werden. Zum Beispiel soll fur alle Leistungen ein
einheitlicher Dignitatsfaktor bestimmt werden. Die Weiterbildungsdauer der Facharzte
soll folglich nicht mehr in die Tarife einfliessen, so dass alle arztlichen Leistungen
einheitlich abgerechnet werden. Andererseits werden die Abrechnungsregeln einzelner
Tarifpositionen geandert, was unter anderem zu mehr Abrechnungstransparenz und
reduzierten Betrédgen bei der Verrechnung von Leistungen in Abwesenheit der
Patientinnen und Patienten fihren soll. Zudem werden die Tarife derjenigen Leistungen
gesenkt, deren Dauer durch technische oder medizinische Fortschritte reduziert
worden ist. Einzelne dieser Massnahmen hatte der Bundesrat entsprechend den
Rickmeldungen aus der Vernehmlassung angepasst, so dass er nun mit jahrlichen
Einsparungen von CHF 470 Mio. (anstelle der urspringlich erwarteten CHF 700 Mio.)
rechnete. Diese Korrekturen betrafen vor allem die vulnerabelsten Patienten, also
Kinder, Betagte und psychisch Kranke, deren Grundkonsultation unter anderem
weiterhin langer dauern darf als bei den Ubrigen Patienten.

Die betroffenen Akteure reagierten unterschiedlich auf die Revision. Der
Kassenverband Curafutura lobte die Revision und erwartete deutliche Einsparungen bei
den Pramien; Santésuisse hingegen bezweifelte, dass die durch die Revision moglichen
finanziellen Reduktionen tatsdchlich die von Bundesrat Berset angegebene Hohe
erreichen wirden. Negative Reaktionen kamen vor allem von den Leistungserbringern:
Der Arzteverband FMH sorgte sich aufgrund der Revision wie bereits in der
Vernehmlassung vor maoglichen Verschiebungen vom ambulanten in den stationaren
Bereich. Fir die Arzte bedeute dies zudem eine Reduktion ihrer Vergiitungen um
durchschnittlich 10 Prozent, vereinzelt kénne es gar zu Reduktionen bis 30 Prozent
kommen. Dies veranlasste die Presse zu Spekulationen, ob die Revision den Anreiz der
Arzteschaft gesteigert habe, ihre eigene Tarifrevision Tarco voranzutreiben. Deren
Erarbeitung hatte sich zuvor als schwierig erwiesen, weil héhere Ansétze bei den einen
Arzten aufgrund der notigen Kostenneutralitat zu finanziellen Einbussen fir andere
Arzte fuhren wiirden. Der Spitalverband H+ betonte schliesslich, dass die Anpassung
des Tarmed die Situation der Spitéler weiter verschlechtern werde. Aufgrund dieser
unterschiedlichen Riuckmeldungen waren sich die Medien nicht einig, ob die Revision
eine gute oder schlechte Nachricht fur die Patienten sei. Zwar setze der Bundesrat
damit ein Zeichen gegen die standig wachsenden Pramien, jedoch seien Einsparungen
von einer halben Milliarde pro Jahr bei jahrlichen Gesundheitskosten von etwa CHF 70
Mrd. eher ein Tropfen auf den heissen Stein. °
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VERORDNUNG / EINFACHER Einen ersten Effekt verzeichnete die Tarmed-Anderung, die im Januar 2018 in Kraft

g::ﬁ;zs?;zzﬂ;oﬂzs trat, bereits im Februar 2018: Wie das Bundesamt flr Statistik vermeldete, sank der
ANJA HEIDELBERGER Landesindex der Konsumentenpreise (LIK) von Dezember 2017 auf Januar 2018 um 0.1

Prozent. Dies sei insbesondere auf die tieferen Preise flr ambulante Behandlungen im
Spital, die um 4.9 Prozent gesunken waren, zuriickzufiihren, erklarte das BFS. °
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